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Bremen. Nach und nach kommt der Verhand-
lungsbetrieb an Bremens Gerichten wieder in
Gang. Doch die Abstandsregeln zum Schutz
der Verfahrensbeteiligten vor dem Coronavi-
rus gelten unverändert, und damit eng einher-
geht die Frage nach alternativen, digitalen
Arbeitsmöglichkeiten. Aus Sicht des Bremi-
schen Richterbunds gibt es hier noch viel zu
tun. Davon, dass die Bremer Justiz im IT-Be-
reich ganz weit vorne sei, könne keine Rede
sein, sagt Andreas Helberg, Vorsitzender des
aus Richtern und Staatsanwälten bestehen-
den Vereins. Insbesondere bei der Hard-
ware-Ausstattung gehöre Bremen ganz sicher
nicht zur „Speerspitze der Digitalisierung der
Justiz“. Im Gegenteil: Bei der technischen Aus-
stattung hinke man hinter anderen Bundes-
ländern her.

Viele seiner Kolleginnen und Kollegen hät-
ten den Wunsch, dass die senatorische Be-
hörde überall dort, wo dies gesetzlich zuläs-
sig ist, die technischen Voraussetzungen
schaffe, um Verhandlungen und Anhörungen
per Videokonferenz möglich zu machen, be-
richtet Helberg. Man sehe und begrüße die
entsprechenden Bemühungen, Videokonfe-
renzlösungen für die Gerichte anzubieten,
etwa im Bereich der Zivilsachen. „Gleichwohl
sehen wir auch, dass die technische Aus- be-
ziehungsweise Nachrüstung immer noch sehr
langsam vorangeht.“

Andere Bundesländer weiter?
Professionelle Videokonferenzanlagen gebe
es derzeit ganze zwei, je eine in Amts- und
Landgericht. Deren praktischer Nutzen sei je-
doch aus unterschiedlichen Gründen deutlich
eingeschränkt, berichtet Helberg. Ein prag-
matischer Lösungsweg für Videokonferenzen
könnte der Einsatz der dienstlichen Laptops
bedeuten. „Allerdings erscheinen auch heute,
mehr als zwei Monate nach dem Lockdown,
noch eine Reihe technischer Fragen nicht zu-

friedenstellend gelöst zu sein.“ Hamburg,
Schleswig-Holstein und Niedersachsen seien
bei diesen Möglichkeiten schon deutlich wei-
ter. Dort sei bereits standardmäßig eine Vi-
deokonferenzlösung auf den Rechnern vorin-
stalliert.

Zwar sei auch in Bremen geplant, eine der-
artige Software bereitzustellen. Hierfür
müsste aber noch eine Reihe von Hürden
überwunden werden. „Zum Teil wird hierfür
ein Austausch der Dienstlaptops notwendig,
manche davon sind so alt, dass sie noch nicht
einmal eine Kamera haben.“

Ein Kritikpunkt, den die Justizbehörde nicht
gelten lässt. Die Geräte würden alle fünf Jahre
standardmäßig ausgetauscht oder anlassbe-
zogen auch schon vorher, erklärt Behörden-
sprecher Matthias Koch. Jeder Richter und
Staatsanwalt im Land Bremen verfüge über
ein Dienstlaptop und habe die Möglichkeit,
über diese Geräte im Homeoffice zu arbeiten.

Jederzeit, sicher und mit Zugriff auf die Daten
der einzelnen Dienststellen.

Zu klären ist aus Sicht des Richterbunds
auch die künftige Nutzung von virtuellen Räu-
men für Videokonferenzen. Dafür seien si-
chere Datenleitungen zwingend notwendig.
Die aber müssten mit einem gewissen Vorlauf
gebucht werden und würden außerdem Geld
kosten. „Was das dann im Einzelnen in der
Praxis bedeutet, ist den Richterinnen und
Richtern noch nicht recht klar“, sagt Helberg.
„Wir haben die Befürchtung, dass ein begrenz-
tes Angebot an virtuellen Konferenzräumen
auch die Nachfrage begrenzen könnte bezie-
hungsweise die Kapazitäten sehr schnell nicht
mehr ausreichend sind.“

Vor Corona war der Bedarf aus der Praxis,
Verhandlungen virtuell durchzuführen,
schlicht nicht da, merkt Koch hierzu an. In-
zwischen seien aber bereits acht virtuelle Vi-
deokonferenzräume eingerichtet worden, die

mit den Dienstlaptops genutzt werden könn-
ten. „Ob die reichen, wird gegenwärtig ge-
prüft.“ Die ersten virtuellen Verhandlungen
seien ja gerade erst angelaufen. Nun müsse
geschaut werden, ob und wie das neue Ange-
bot angenommen werde und wo noch nach-
gesteuert werden sollte.

Ausschreibung läuft
Die Kosten für eine Videokonferenz-Anlage
beziffert Koch auf rund 25000 Euro (einmalig
für Hardware) sowie 9600 Euro pro Jahr für
den dazugehörigen „Raum“, also den Betrieb,
an Dataport. Man gehe davon aus, weitere vir-
tuelle Räume zu benötigen, erklärt Koch. Dass
die nun nicht willkürlich sofort eingerichtet
würden, habe nur mittelbar mit Kostengrün-
den zu tun, sondern auch mit der Frage, ob sie
am Ende tatsächlich genutzt werden. „Klar
ist: Wenn mehr Räume gebraucht werden, sol-
len auch weitere eingerichtet und finanziert
werden.“

Der Richterbund meldet weitere Bedenken
technischer Art an. So etwa zur Verfügbarkeit
von LAN-Anschlüssen (Helberg: „Eine kom-
plette Ausstattung mit mehreren Anschlüs-
sen wird aus Kostengründen abgelehnt“) oder
leistungsstarkem WLAN („Soll erst im Laufe
des Jahres geklärt werden“) in allen Gerichts-
sälen. Und nicht zuletzt seien Bildschirme in
den Gerichtssälen erforderlich, um der Öffent-
lichkeit die gesamte Verhandlung sichtbar zu
machen. Von der IT-Stelle werde den Richtern
im Moment angeboten, Laptop und Beamer
zu verwenden. „Dagegen wollen wir uns nicht
sträuben“, betont Helberg. „Aber eigentlich
sollte es in heutigen Zeiten zum Standard ge-
hören, nicht mit Leinwand und Projektor he-
rumhantieren zu müssen.“

Sei in Arbeit, kontert Koch. Eine Ausschrei-
bung für Displays in allen Gerichtssälen, laufe
bereits. „Nicht nur zur Herstellung von Öf-
fentlichkeit in Videoverhandlungen, sondern
auch zur Wiedergabe von digitalen Beweis-
mitteln.“

Kritik an technischer Ausstattung
Richterbund fordert schnelleres Nachrüsten bei der Digitalisierung der Justiz
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Die Bahn hält an der Achterstraße
Senat beschließt umstrittene, neue S-Bahn-Haltestelle in der Nähe der Bremer Universität

Bremen. Es ist beschlossene Sache: Züge, die
auf der Strecke Bremen-Hamburg fahren, sol-
len an der Achterstraße halten. Dort soll ein
S-Bahn-Haltepunkt für die Universität einge-
richtet werden. Das hat der Bremer Senat am
Dienstag beschlossen. Der ebenfalls vorge-
schlagene und untersuchte Standort Ot-
to-Hahn-Allee werde nicht weiterverfolgt,
heißt es in einer Pressemitteilung der Ver-
kehrsbehörde. Die Entscheidung ist umstrit-
ten: Die Handelskammer sieht dadurch Chan-
cen für den Technologiepark als vertan an (wir
berichteten).

Ausschlaggebend für die Entscheidung wa-
ren laut Verkehrsressort die erwarteten Bau-
kosten, die Verknüpfung mit städtischen Li-
nien des öffentlichen Nahverkehrs (ÖPNV)
und die bessere Anbindung zu Wohngebieten.
Ein weiterer ausschlaggebender Punkt sei der
Zeitraum bis zur ersten Nutzung. Das Ressort
für Mobilität, Umwelt und Stadtentwicklung

hatte diese Entscheidung bereits Ende Feb-
ruar im Beirat Horn-Lehe vorgestellt.

„Der Standort Achterstraße hat deutliche
Vorteile. Dort existiert mit der Straßenbahn-
linie 6 bereits eine direkte Verknüpfung zum
ÖPNV. Rad- und Fußwege sind dort ebenfalls
sehr gut ausgebaut“, sagt Verkehrssenatorin
Maike Schaefer (Grüne) zu dem aktuellen Se-
natsbeschluss. Mit der Nähe zu Schwachhau-
sen und Horn-Lehe werde zudem eine bessere
Anbindung an Wohngebiete erreicht und da-
mit auch eine höhere Wirtschaftlichkeit durch
mehr Fahrgastpotenziale. „Und – das sage ich
offen und ehrlich – mit dem Standort Achter-
straße schützen wir ein intaktes Kleingarten-
gebiet, das für die Stadt eine wichtige ökolo-
gische Funktion hat“, betont die Verkehrsse-
natorin.

Bei der Entscheidung über den Bau eines
Haltepunktes an den Standorten Achterstraße
sowie Otto-Hahn-Allee seien zahlreiche Ge-
gebenheiten berücksichtigt worden, heißt es
aus der Behörde. Da eine Querung der Eisen-

bahnstrecke Hamburg–Bremen durch die
Strecke der Straßenbahnlinie 6 und einen da-
neben liegenden Fuß- und Radweg bereits ge-
geben sei, fielen die Baukosten bei der Ach-
terstraße deutlich geringer aus.

Auch eine Verknüpfung mit dem Straßen-
bahn- und Busnetz könne bei der Achter-
straße zu deutlich geringeren Kosten als bei
der Variante B realisiert werden. Eine Anpas-
sung des Bus- und Straßenbahnnetzes sei
nicht erforderlich. Und: „Die Linie 6 ist heute
teilweise überlastet, sodass auch den Busli-
nien 21 und 31 eine wichtige Aufgabe bei der
Anbindung der Universität an den neuen Hal-
tepunkt zukommt“, heißt es in der Mitteilung.

Der Standort Otto-Hahn-Allee liege fußläu-
fig zwar etwa 300 Meter näher am zentralen
Bereich der Universität als die Achterstraße,
allerdings erschließe diese derzeit eine deut-
lich größere besiedelte Fläche als die Ot-
to-Hahn-Allee, teilt das Verkehrsressort mit.
Auch die Verlängerung der Straßenbahnlinie
8 zur Universität sei weiterhin möglich.

von pascal faltermann

Ab diesem Mittwoch ist Streetworker Jonas
Pot d’Or mit einem neuen Beratungsbus in

der Stadt unterwegs – das Angebot richtet sich
unter anderem an wohnungslose Menschen.
Nach 18 Jahren und 108 000 Kilometern sei es
dringend notwendig gewesen, einen neuen Bus
anzuschaffen, teilt der Verein für Innere Mission
mit. Das Fahrzeug sei aus eigenen Mitteln fi-
nanziert worden. Gemeinsam mit Katharina
Kähler, Leiterin der Wohnungslosenhilfe, hat
der Streetworker am Dienstag Probe gesessen.
„Den alten Bus konnte ich im Schlaf fahren, bei
dem neuen Fahrzeug muss ich mich noch daran
gewöhnen, dass es höher ist“, sagte Pot d’Or.
Der Beratungsbus macht auf seiner Tour durch
die Stadt unter anderem am Hauptbahnhof, am
Grünzug West in Gröpelingen und am Lu-
cie-Flechtmann-Platz in der Neustadt Station.

Beratung
in neuem Bus
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An der Achterstraße wird es einen neuen
S-Bahn-Haltepunkt geben. FOTO: STUBBE

Bremen. Auch zu Corona-Zeiten gilt: Das Ge-
richt und die Öffentlichkeit müssen im Ge-
richtssaal anwesend sein. Trotzdem ist es
möglich, einzelne Beteiligte via Bild- und Ton-
übertragungen dazu zu schalten, die Zivilpro-
zessordnung sieht dies sogar ausdrücklich
vor. Den Parteien, ihren Bevollmächtigten und
Beiständen kann ebenso wie Zeugen und
Sachverständigen gestattet werden, sich wäh-
rend einer mündlichen Verhandlung an einem
anderen Ort aufzuhalten, heißt es in Paragraf
128a. Bild und Ton würden zeitgleich in das
Sitzungszimmer übertragen.

Im Bremer Justizressort steht man virtuel-
len Verhandlungen und Zeugenvernehmun-
gen insbesondere in Strafprozessen trotzdem
reserviert gegenüber, sagt Matthias Koch,
Sprecher der Behörde. Digitale Verhandlun-
gen seien weder Teufelszeug noch Allheilmit-
tel und nicht generell für jedes Verfahren ge-

eignet. „Gerade, wenn es um hoch strittige In-
halte oder Beweisaufnahmen samt Zeugen-
vernehmungen geht, sind Video-Verhandlun-
gen schwer vorstellbar.“ Denn letztlich gehe
es dabei immer auch um die persönliche Inter-
aktion im Gerichtssaal – zum Beispiel darum,
bei Zeugenvernehmungen einen hinreichen-
den Eindruck zu Aussagen und Auftreten des
Zeugen zu erhalten.

Entsprechend kritisch sehe das Justizres-
sort Forderungen, die üblichen Standards in
Reaktion auf die Pandemie-Situation zu sen-
ken. Etwa indem Gerichte ohne Einverständ-
nis der übrigen Parteien Video-Verhandlun-
gen anordnen könnten. Oder die Überlegung,
ob nicht beispielsweise Arbeitsgerichtspro-
zesse ohne Öffentlichkeit durchgeführt wer-
den könnten. „Die rechtsstaatlichen Prinzi-
pien müssen auch in der Krise aufrechterhal-
ten werden“, betont Koch.

Virtuelle Verhandlungen

MIC

Zur Ehren-
rettung des
Schlauch-

-
FAMILIEN AM RANDE

DES NERVENZUSAMMENBRUCHS

Coronafrei

 - 

Schulen und Kitas im Notbetrieb, Eltern ins
Homeoffice verbannt – über den Härtetest des
Pandemie-Alltags in der Großfamilie mit vier
Kindern (6, 11, 13 und 15 Jahre).

D ie Erfindung des Schlauchbootes
wird mehreren Menschen zuge-
schrieben. Einer von ihnen ist der

gebürtige Bremerhavener Albert Meyer.
Zusammen mit seinem Vater Hermann
Meyer bastelte er der Legende nach in der
Familienküche in Berlin den ersten deut-
schen Prototypen eines luftgefüllten Bootes
mit Gummiboden. Ihr „aufblasbares Was-
serfahrzeug“ ließen sich die Meyers sogar
patentieren. An Technopartys auf dem
Landwehrkanal dachten sie damals be-
stimmt nicht. Sondern eher daran, mög-
lichst viele Rettungsboote verkaufen zu
können. Schließlich war kurz zuvor, im Jahr
1912, die „Titanic“ untergegangen.

Ist das Schlauchboot nach den Ereignis-
sen am vergangenen Wochenende in Kreuz-
berg nun diskreditiert? Damit wäre dieser
demokratischsten aller Barken sicherlich
Unrecht getan. Denn für alle anderen Ein-
satzzwecke als Technopartys auf dem Land-
wehrkanal ist sie, unter Einhaltung aller
geltenden Regeln im Kampf gegen die Pan-
demie, hervorragend geeignet. Schlauch-
boote kosten nicht viel, sind erfreulich
schnell aufgepustet und beachtlich seetüch-
tig. Ein französischer Arzt überquerte darin
sogar mal den Atlantik.

Corona schließt die letzten Lücken in der
Gefolgschaft dieses Gummi-Nachens. Wer
noch kein Schlauchboot hat, kauft sich of-
fenbar gerade eines. Bestimmte Modelle
sind bei einem bekannten Onlinehändler
nur mit quälend langer Wartezeit zu haben.
Von einer Atlantiküberquerung würde ich,
nach den Erfahrungen des familiären
Schlauchboot-Ausflugs an Pfingsten, aller-
dings eher abraten. Jedenfalls, wenn man
auf die mitgelieferten Steck-Skulls angewie-
sen ist, um dieses einigermaßen schwerfäl-
lige Gefährt in Bewegung zu setzen. Aber
bis zur nächsten Bootstour am Wochenende
sollte allemal genug Zeit sein, die muskulä-
ren Folgen auszukurieren.
onlineredaktion@weser-kurier.de
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Teil 48

Behörde reagiert auf Vorwürfe

Bremen. Gut 2500 Menschen haben am Diens-
tagabend laut Polizei an einem Protest gegen
Polizeigewalt teilgenommen. Dazu hatte das
Bündnis „Together we are Bremen“ aufgeru-
fen, Anlass war der Tod des Afroamerikaners
George Floyd, der bei einem Polizeieinsatz in
Minneapolis gestorben war. Die Demo begann
um 19.30 Uhr mit einer Schweigeminute vor
dem Theater am Goetheplatz, von dort zogen
die Teilnehmer in die Neustadt.

Zuvor hatte die Polizei Bremen auf Vor-
würfe reagiert, die sich auf einen Post auf dem
Kurznachrichtendienst Twitter beziehen.
Dort hatte die Polizei im Zusammenhang mit
einem Graffito zum Tod des US-Amerikaners
einen Zeugenaufruf gestartet und auch mit-
geteilt, dass in diesem Fall der Staatsschutz
Ermittlungen aufgenommen habe. User äu-
ßerten sich empört.

Polizeigewalt sei „ein wiederkehrendes
Thema im politischen Diskurs“, betonte die
Polizei. Daher sei eine politische Motivation
zu dieser Tat nicht ausgeschlossen. Damit
werde die Ermittlung zu dieser Art der Sach-
beschädigung automatisch an die Abteilung
Staatsschutz der Kripo übergeben. Dieses Ver-
fahren sei „standardmäßig“, sagte Sprecher
Nils Matthiesen.

Unterdessen teilte die Behörde mit, sie habe
einen 17-jährigen mutmaßlichen Sprayer im
Viertel festgenommen. Montag hatten Ein-
satzkräfte 19 Sachbeschädigungen registriert,
darunter Schriftzüge wie „RIP George Floyd“.

Protest gegen
Polizeigewalt

von kim torster

Mehrere Tausend Menschen gingen am Diens-
tagabend auf die Straße. FOTO: ZACHARIAS


